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Anfroage 

der Abgeordneten ' F r Ü h bau er, U 1 b r ich und Genossen 
an den Bundesmin:tster für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen, 

betreffend einet Aufhebung des Antragszwanges als Voraussetzur:g 'für 
eine Reihe von Fahrpreif3ermässigungen für Berufstätige und Schüler. 

ö-.-.-.-.-.-. 
Die Deutsche Bundesbaru1 hat ab 1. Oktober 1968 durch Aufhebung 

des Antragszvmnges als Voraussetzung für eine Reihe von Fahrpreisermässi

gungen für Berufstätige und Schüler einen äußerst wirkungsvollen 
Schri tt zur allgemeinen Ven-ml tungsvereinfachung getan. 

Anstelle von sieben verschiedenen Anträgen'auf Fahrpreisermässigung 

für Schüler und Berufstätige entfäll t 1{ünftighin ab 1. Oktober 1968 
für Schüler bis zum 15. Lebensjahr jegliche Antragstelllmg, für 
ältere Schüler, Studenten und Berufstätige werden nur noch' Berechti

gungskarten . im Ausvleisformat, unter vlegfall der Antragbescheinigungen 
durch Industrie- und Handelskammern, kostenlos ausgegeben. 

Die verbilligten Fahrkarten werden kUnftig an den Fahrkarten-
schal tern ohne Formalitäten verlcauft. Später will man sogar dazu über

gehen, auf die Berechtigv.ngskarten völlig zu verzichten und an ihrer 

Stelle einhei tliche AusvJeise anzuerkennen. 
Die unterzeichneten Abgeordneten richten an den Herrn Bundesminister 

für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen nachfolgende 

A n fra g e, : 

Sind Sie berei t" eine ähl'lliche VervoJal tungsvereinfachung auf diesem 

-Gebiet auch bei den österreichischen Bundesbahnen einzuführen? 
._._._._._._._. I 
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